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Einleitung .

§ 1. Die Arbeiten des Reichstags .
Im Verhältnis zum durchaus mageren Ergebnis des erſten

Seſſionsabſchnittes weiſt der zweite Abſchnitt mehr Reſultate auf .
Der Etat iſt unter Zuhilfenahme von Doppelſitzungen , die ſich manchmal
bis in die Mitternachtsſtunde ausdehnten , rechtzeitig verabſchiedet
worden ; von großen Geſetzen ſind das Reichsvereinsgeſetz und das
Börſengeſetz zuſtande gekommen , wobei man freilich von einer
eigentlichen Beratung im Plenum des Reichstags nicht mehr ſprechen
kann , da die Mehrheitsparteien über beide Geſetze feſte Kompromiſſe
abgeſchloſen hatten , die bei „ intimen Diners “, Soupers oder in
geheimer Ausſprache mit den leitenden Staatsmännern geſchloſſen
worden ſind .

Deshalb wurde von der Mehrheit oft Schluß gemacht , ohne daß
die ſchwer angegriffenen Parteien Gelegenheit hatten , ſich zu verteidigen .
Das Zentrum ſtimmte ſtets gegen eine ſolche Vergewaltigung . Beim
Vereinsgeſetz hat der Block im Widerſpruch mit dem Sinne der
Geſchäftsführung nicht einmal die Antragſteller zu Worte kommen
laſſen ; als es ſich um die Aufrechthaltung der einzelſtaatlichen Frei⸗
heiten , die über das Reichsgeſetz hinausgehen , handelte , wurde
wiederum ſofort Schluß beantragt , darunter auch vom Abg . Müller⸗
Meiningen ; aber dieſer Schlußantrag wurde mit 211 gegen
160 Stimmen abgelehnt ; vom Freiſinn ſtimmten diesmal nur Fiſchbeck,
Heckſcher und von Payer mit Ja , während ſelbſt dem freiſinnigen
Antragſteller Müller⸗Meiningen das Mißgeſchick paſſierte , daß er un⸗
gültig abſtimmte . Bei der Interpellation über die Gehaltsvorlage
wurde der Zentrumsabgeordnete Hamecher abgeſchnitten , beim Reichs⸗
kanzler der Abg . Erzberger , der namens der Fraktion über die Ver⸗
einigungsfreiheit der Beamten ſprechen ſollte . Bei der ſozialpolitiſchen
Debatte wurden vom Zentrum die Abg . Becker⸗Arnsberg , Fleiſcher ,

Aen u. a. abgeſchnitten , die Blockredner aber kamen immer
zu Worte.

An kleineren Vorlagen kamen zuſtande :
Majeſtätsbeleidigungsgeſetz ; Reform des Bnterſtützungswohnſitz⸗

geſetzes , kleiner Befähigungsnachweis ; eine Münznovelle , Kolonial⸗
eiſenbahnvorlage ; Aenderung der Haftpflicht des Tierhalters ; das
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Handelsproviſorium mit England ; das Scheckgeſetz ; die Einführung

des Poſtſcheckverkehrs ; Maß⸗ und Gewichtsordnungs ; Vogelſchutzgeſetz ,

der Verſicherungsvertrag uſw .
Nicht erledigt wurden : Die Zivilprozeßreform ; die große

Gewerbeordnungsnovelle ( Zehnſtundentag für Arbeiterinnen ) ; das

Hilfskaſſengeſetz , Viehſeuchengeſetz, Sicherung der Bauforderungen ,
eine Reihe von bedeutſamen Wahlprüfungskommiſſionen und viele

Petitionen , die infolge der Vertagung im Herbſte beraten werden .

Zwei der wichtigſten und dringendſten Materien aber wurden
dem Neichstage gar nicht zur Beſchlußfaſſung unterbreitet: die Reichs⸗

finanzreform und die Beſoldungsvorlage mit der Neuregelung
des Wohnungsgeldzuſchuſſes . Und doch hatte Reichsſchatzſekretär
FIrhr . von Stengel am 28 . November 1907 bei Unterbreitung des

Etats erklärt :
„ Das Geſamtbild , das der vorliegende Etat gewährt , und der noch in

Ausſicht ſtehende namhafte , noch völlig ungedeckte weitere Ausgabebedarf , den die

Beſſerung der ökonomiſchen Lage der Reichsbeamten erfordert , reden eine ſehr
ernſte Sprache . Angeſichts dieſer Sachlage wird wohl niemand behaupten wollen ,

daß es mit der weiteren Sanierung der Reichsfinanzen keine Eile habe . Die ver⸗
bündeten Regierungen ſind hierüber jedenfalls anderer Anſicht . Sie erachten die

Erſchließung erhöhter Einnahmequellen nicht nur für notwendig , ſondern
auch für dringlich und unverſchieblich . Die vorbereitenden Arbeiten ſind
auch ſchon ſo weit gediehen , daß die Einbringung der erforderlichen Vorlagen
beim Bundesrat in allernächſter Zeit wird erfolgen können . “ ( 60. Sitzung vom
28. Nov . 1907 . S. 1867 . )

Reichskanzler Fürſt Bülow ſchloß ſich dieſem an , indem er die

Löſung dieſer Aufgabe „ vor allem für ſehr dringlich “ hielt .
( 62. Sitzung vom 30 . Nov . 1907 . S . 1937 . ) Aber gar bald zeigte
es ſich, daß die neue Mehrheit nicht die Kraft in ſich fühlte ,
um dieſe unverſchiebliche Aufgabe zu löſen , daß ſie vielmehr ſchon bei

der bloßen Erörterung der in Betracht kommenden Steuern ſich in

die Haare geriet . Die Gegenſätze milderten ſich nicht ; da einigte ſich
der Reichskanzler mit den Mehrheitsparteien auf eine Verſchiebung
der ganzen Frage nach dem von ihm gegebenen Rezepte : „ Es müſſen

ſolche Fragen zurückgeſtellt werden , über welche eine Ver⸗

ſtändigung in abſehbarer Zeit nicht nöglich erſcheint “
( 62. Sitzung vom 30 . Nov . 1907 . S . 1936 . ) Reichsſchatzſekretär
Frhr. von Stengel , der bisher im vollen Einverſtändnis mit dem

Reichskanzler das Branntweinmonopol und die Zigarrenbanderolen⸗
ſteuer ausgearbeitet und im Bundesrate eingebracht hatte , konnte es
mit ſeiner Kenntnis der Reichsfinanzen nicht vereinbaren , daß die

Erledigung dieſer Frage vertagt werde er reichte Anfang Februar 1908

ſein Abſchiedsgeſuch ein , das Ende Februar 1908 genehmigt wurde .

Nach langem Suchen fand ſich der bisherige Unterſtaatsſekretär im

Reichspoſtamte , Sydow , bereit, das nicht begehrte Reichsſchatzamt
anzunehmen; er wurde gleichzeitig zum Mitglied des preußiſchen
Staatsminiſteriums ernannt .
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3 Die Beſold ungsvorlage hat Reichskanzler Fürſt BülowWudhtez noch am 30 . November 1907 in folgenden Worten in Ausſicht ge⸗ſtellt : „ Die Zuſage wegen der Aufbeſſerung der Beamtengehälter ſolleingelöſt werden ; eine entſprechende Vorlage wird Ihnen bald⸗
möglichſt zugehen . “ ( 62. Sitzung vom 30 . November 1907
S . 1938 . ) Auch dieſe beſtimmte Zuſage iſt nicht gehalten worden .
Der Reichstag hat die Beſoldungsvorlage nicht erhalten und die
Teuerungszulage hat er erſt nach Oſtern erledigt . Die Ausſicht aufdie Verabſchiedung der Beſoldungsvorlage iſt ſogar jetzt trüber als
vor Jahresfriſt wegen der Verkoppelung mit der geſamten Reichs⸗finanzreform und mit der Herabſetzung der Zuckerſteuer .

Die Arbeiten des Reichstags ſind nach außen hin unterbrochenworden durch den Streik der Parlamentsberichterſtatter , der
vom 20 . —24 . März 1908 dauerte und durch folgende Erklärungdes Abg. Gröber ſein Ende fand :

„ Meine Herren , es iſt mir eine perſönliche Ehrenſache , meinen verehrtenKollegen folgende Erklärung abzugeben :
In der Sitzung des Reichstags vom 19. März hat der Herr AbgeordneteErzberger in einer Rede über die Kolonialpolitik geſagt :

Der Eingeborene iſt auch ein Menſch , ausgeſtattet mit einer unſterblichenSeele und zu derſelben ewigen Beſtimmung berufen wie wir .
Nach Anführung dieſer Worte hat der , wie ich ausdrücklich hervorheben will ,unkorrigierte amtliche ſtenographiſche Bericht verzeichnet : „ Unruhe und
Zurufe von der Journaliſtentribüne . — Lebhafte Entrüſtungsrufe aus der Mitte .—Glocke des Präſidenten . ) “ An den „lebhaften Entrüſtungsrufen in der Mitte “war auch ich beteiligt . Das Gelächter von der Journaliſtentribüne her war ſoauffallend , daß ich mit anderen Kollegen den Eindruck gewonnen habe , es handleſich um eine Verhöhnung des Inhalts der Ausführungen des Redners . Ich mußdem noch hinzufügen , daß ich ſelbſt wenige Tage vorher , nämlich in der Abend⸗
ſitzung vom 16. März , durch einen Zuruf von der Journaliſtentribüne geſtörtworden bin — einen Zuruf , der dann vom Herrn Präſidenten gerügt worden iſt .Der ſtenographiſche Bericht über die Sitzung vom 19. März beſtätigt , daß ſolche

100 von der Journaliſtentribüne auch ſonſt wiederholt erfolgt ſind . ( Sehrrichtig
Wenn ich, in der Erinnerung an dieſe Vorgänge der letzten Zeit und an⸗

geſichts des Ernſtes der von dem Redner behandelten Frage meiner Entrüſtungüber das Gelächter einen unparlamentariſchen Ausdruck gegeben habe , ſo bitte ichum Entſchuldigung . ( Bravo ! in der Mitte ) “ ( 130 . Sitzung vom 24. März 1908 .S. 4277 . )

Der erwähnte „unparlamentariſche Ausdruck “ lautete : „Dasſind dieſelben Saubengels wie neulich “. Er wurde nicht laut ge⸗
braucht , weder der Redner noch die in der jnächſten Umgebung des
Abg. Gröber ſitzenden Abgeordneten hatten ihn gehört , auch die
Parlamentsberichterſtatter nicht . Einer derſelben erſuchte vielmehr den
freiſinnigen Abg. Dr . Müller⸗Meiningen , im Hauſe zum Ausdruck
zu bringen , daß es ſich bei der Störung auf der Journaliſtentribünenur um die „Taktloſigkeit eines einzelnen “ gehandelt habe , hierbei
aber teilte der Abg . Dr . Müäller⸗Meiningen mit , welchen Zwiſchenruf



der Abg . Gröber gebraucht habe; er beſtritt im Reichstage, daß er

hierbei in ſubjektiver Richtung eine Denunziation begangen habe .

Abg . Dr . Müller⸗Meiningen erklärte nämlich am 30 . März 1908 :

„ Wer mir nachſagt — nach dem, was jetzt bereit⸗ feſtgeſtellt iſt , was

übereinſtimmend auch von dem Preßkomitee feſtgeſtellt wurde , daß ich

Herrn Gröber bei der Preſſe abſichtlich denunziert habe, den
erkläre ich für einen Verleumder und Ehrabſchneider , und ich bin

bereit , das jederzeit auch außerhalb dieſes Hauſes zu wiederholen. “
( 135 . Sitzung vom 30 . März 1908 S . 4467 . ) Eine Anzahl
Journaliſten beſchwerte ſich hierauf am 19 . März 1908 beim Präſi⸗
denten über dieſen Zwiſchenruf und forderte Genugtuung . Präſident

Graf Stolberg erklärte danach am 19 . März 1908 : „ In den letzten

Tagen ſind während der Reden einzelner Mitglieder des Hauſes

Zeichen von Mißfallen von der Journaliſtentribüne gegeben worden .

Ich habe bereits Gelegenheit gehabt , dieſe Störung der Ordnung zu

rügen ; ich will aber noch einmal darauf aufmerkſam machen , daß ich

im Wiederholungsfall genötigt ſein würde , diejenigen Tribünen , von

denen ſolche Störungen ausgehen , räumen zu laſſen . Wenn ein

Mitglied des Hauſes gegenüber ſolchen Störungen einen von mir

übrigens nicht gehörten unparlamentariſchen Ausdruck gebraucht hat ,

ſo bedaure ich das . “ ( 126 . Sitzung vom 19 . März 1908 S . 4128 . )

Da den Journaliſten dieſe Erklärung nicht genügte , verließen ſie die

Tribüne und ſtellten die Berichterſtattung ein . Der Abg . Gröber

war bereit , ſein Bedauern auszuſprechen , falls die Journaliſten

ſich zuerſt ob der Störung und Verletzung des religiöſen Gefühls
der Zentrumsabgeordneten entſchuldigen ; aber die Journaliſten lehnten
dies ab, worauf mit ihnen nicht weiter verhandelt wurde . Als der

Abg . Gröber ſeine Erklärung an die „verehrten Kollegen “ gerichtet

hatte, hoben die Berichterſtatter die „ Sperre “ auf . Die Zentrums⸗

blätter hatten ſich dieſem Vorgehen nicht angeſchloſſen , da ſie eine

Beleidigung des geſamten Standes in dem „unparlamentariſchen
Ausdruck “ nicht erblicken konnten . Bemerkenswert war die Haltung

des Reichskanzlers in dieſem Preſſeſtreik ; einer ſeiner Vertrauten hatte
mit einem alldeutſchen Journaliſten verabredet , daß die ſtreikenden

Berichterſtatter dem Reichskanzler mitteilen ſollten , daß ſie auch über

ſeine Reden nicht berichten würden , darauf ſollte der Reichskanzler in

einem Schreiben den ſtreikenden Journaliſten ſeine Sympathie aus⸗

ſprechen . Der Briefwechſel war ſchon im Konzept fertig ; aber die

Verſammlung der Parlamentsberichterſtatter verwarf dieſen Vorſchlag ;

der Vertraute des Reichskanzlers hat hierauf in der Verſammlung
ſeine Konzepte zerriſſen . Es läßt ſich nicht in Abrede ſtellen , daß
das ganze Vorkommnis nur deshalb dieſe Wendung annahm , weil

man glaubte , dem Zentrum ſchaden zu können .

FS=
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§ 2. Die Stellung der Parteien .

„ Im Mittelpunkt unſerer inneren Lage ſteht der
Block “ , ſo begann Reichskanzler Fürſt Bülo w am 30 . November 1907
ſeine Blockrede in der Generaldebatte zum Etat ( 62. Sitzung vom
30 . November 1907 S . 1935 ) . Daran aber knüpfte er folgende
Mahnung an den Block , dem nahe Gefahren drohten :

„ Wir müſſen uns , wie ich meine , vor allem darüber klar werden , was
möglich iſt und was nicht möglich iſt , was die Blockpolitik ſoll und was ſie nicht
ſoll . Es kann natürlich nicht die Rede davon ſein , daß die Konſervativen plötzlichliberal oder die Liberalen über Nacht konſervativ werden ſollen . ( Sehr gut ! und
Heiterkeit . ) Konſervative und liberale Grundſätze dürfen weder von der einen nochvon der andern Seite ignoriert werden ; konſervative und liberale Weltanſchauungen
dürfen nicht willkürlich untereinander gemiſcht und durcheinandergeſchüttelt werden .
Sehr richtig ) Es müſſen alſo ſolche Fragen z urü ckgeſtellt werden ( lebhafte
Rufe : hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten ) , über welche eine Verſtändigung in
abſehbarer Zeit nicht möglich erſcheint . ( Sehr richtig ! ) Es muß überhaupt vor⸗
ſichtig operiert werden , namentlich im Anfang . Die Blockpolitik läßt ſich auch
nicht ohne weiteres und nicht mit ſtarrem Doktrinarismus vom Reich auf Preußen
übertragen . ( Sehr wahr ! rechts . ) Es läßt ſich aber ſehr wohl in Preußen ſo
regieren , daß der Block im Reich nicht geſprengt wird , und es läßt ſich im Reich
ſo Blockpolitik machen , daß in Preußen nicht unüberbrückbare Gegenſätze entſtehen .
( Rufe von den Sozialdemokraten : Wahlrecht ! )

Die Blockparteien können auch weiter zuſammenhalten , wenn ſie ſich ihrer
Verantwortung vor dem Lande bewußt bleiben , wenn ſie ſich klar machen , daß
ſie jetzt Wichtigeres zu tun haben , als ſich untereinander zu ſtreiten , wenn ſie ſichvor allem klar machen , wie ſehr ihr Auseinandergehen ſie ſelbſt und das Land
ſchädigen würde . ( Sehr richtig ! ) Die Blockparteien können in den großen Fragen
zuſammenhalten , von denen Wohl und Wehe des Landes abhängt , und ſich dochdie Freiheit wahren , in grundſätzlichen Fragen jede ihren eigenen Weg gehen .Der Block iſt nicht ſo gemeint , daß er auch in untergeordneteren Fragen immer
einheitlich zu ſtimmen hätte . “ ( 62. Sitzung vom 30. November 1907 . S. 1936 . )

Bei dieſer väterlichen Ermahnung an den Block aber konnte
der Reichskanzler nicht umhin , dem ausgeſchalteten Zentrum folgendes
Lob zu ſpenden :

„ Gerade das Beiſpiel — das nachahmenswerte Beiſpielder Zentrumspartei beweiſt uns ja , daß es ſehrwohlmöglich
iſt , auch tiefergehende Divergenzen auf wirtſchaftlichem ,
ſozialem und politiſchem Gebiete auszugleichen , wenn nur
Z3weckbewußtſein und Selbſtbeherrſchung die Oberhand
gewinnen . Das Zentrum bleibt zuſammen , weil es ſichimmer wieder auf der mittleren Linie findet , wo auch ein⸗
ander urſprünglich fernerſtehende Richtungen ſich in ge⸗
meinſamer Arbeit und Betätigung begegnen können . “
( 62. Sitzung vom 30. November 1907 . S. 1935 . )

Der Reichskanzler hat aber bei dieſem Hinweiſe eines vergeſſen ,
daß das Zentrum eine gemeinſchaftliche chriſtliche Weltanſchaung hat ,
auf welcher ſich alle Meinungsverſchiedenheiten ausgleichen laſſen. Dem
Block aber fehlt gerade dieſe feſte Grundlage ; denn ſeine Baſis iſt
nur die Abneigung gegen das Zentrum , und am Ende der Seſſion
die Gemeinſamkeit des politiſchen Schuldbewußtſeins , ſeine politiſchen
Grundſätze verleugnet zu haben .
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Dem Block ſteht im Reichstage kein Antiblockoder Gegenblock
gegenüber , auch keine einheitliche oder geſchloſſene Oppoſition. Das

Zentrum insbeſondere hat auch nicht bezüglich eines einzigen Geſetzes
irgend welche Abmachungen mit den Polen oder Sozialdemokraten
getroffen ; es ging vielmehr ſtets ſeinen eigenen Weg , gemäß ſeinen

Parteigrundſätzen , die es jetzt mit allem Nachdruck betonen konnte .

Wenn die Gegner des Zentrums dieſem vorwerfen , daß es wiederholt
mit der Sozialdemokratie gegangen ſei, ſo iſt das unwahr . Wer im

Reichstage eine Regierungsvorlage ablehnt , findet faſt immer die Sozial⸗

demokratie auf demſelben Boden , viel bemerkenswerter aber iſt , daß

bei der zweiten Leſung des Börſengeſetzes am 7. April 1908 Konſer⸗

vative und Sozialdemokraten für die größere Freiheit des Getreide⸗

terminhandels geſtimmt hatten .
Warum ſprach aber trotzdem Fürſt Bülow am 30 . November

1907 ſoeindringlich von den „ Gefahren , die dem Blocke drohen “ ꝰ
Er hatte doch den ganzen Sommer über alle Führer des Blocks zu

ſich nach Norderney geladen ; in den offiziöſen Blättern las man , daß
das Reſultat der Verhandlungen ein ſehr befriedigendes geweſen ſei.
Und doch ſtimmte es nicht . Im November 1907 drohten dem

Blocke Gefahren von links her und zwar aus der Freiſinnigen Ver⸗

einigung und der Deutſchen Volkspartei . Bei der erſten Leſung des

Etats kam dies ſehr deutlich zum Ausdruck ; die Redner der Rechten ,
der Nationalliberalen und der Freiſinnigen Volkspartei waren ganz

blockfreundlich. Aber der Abg . Schrader von der Freiſinnigen Ver⸗

einigung erklärte :

„ Wir wiſſen genau , was wir von uns zu halten haben , welche Politik wir
miteinander machen können , und welche Politik wir gegeneinander zu machen haben .

Das , meine Herren , iſt nun das , was der Herr Reichskanzler uns als ſeine

Politik vorſtellt . Nun ſcheint er zu erwarten , daß wir ſeine Politik in der Weiſe

mitmachen, daß wir nunmehr auch alles , was unſere politiſchen Ziele ſind , ſofern

es mit den ſeinigen nicht übereinſtimmt , einpacken . Ja , meine Herren , das können

wir doch nicht. ( Sehr wahr ! links . ) Die Ziele , die wir uns geſetzt haben , ſind
nicht etwa zufällige , ſind nicht etwa ganz vor kurzem entſtanden , das ſind Ziele ,
die wir ſeit langer Zeit verfolgen , ſeit viel längerer Zeit , als der Herr Reichs⸗

C. 1505) unſerer Politik etwas zu tun hat . “ ( 63. Sitzung vom 2. Dez. 1907 .

Der Abhg . Schrader hielt es freilich „für unmöglich , zwei ver⸗

ſchiedene Sorten von Politik zu treiben . 25 iſt auf die W nicht

möglich, daß ſeitens der Reichsregierung ſozuſagen eine überale

Politik getrieben wird und in Preußen eine entgegengeſetzte . “
( 63. Sitzung vom 2. Dezember 1907 S . 1953 . ) Noch kühler ſtand
damals der Abg . von Payer dem Block gegenüber ; er meinte an⸗

geſichts der Blockrede des Reichskanzlers :
„ Was können denn eigentlich die Her

weiteres verlangen als die 8 55 8 8511 Wilicflic
haben ſie alles, politiſch haben ſie ſehr viel , und die ſind viel zu vernünftig , um
nicht auch ihrerſeits einzuſehen , daß die innere Entwicklung des Deutſchen Reichs
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ſich in der nächſten Zukunft in fortſchreitender Richtung bewegen muß , mit oderohne Block , und nicht in reaktionärer . Es koſtet ſie daher keine Mühe , diejenigenunter ihnen , welche etwa noch daran denken könnten , oſtentativ reaktionäreNeigungen zu zeigen , zur Ruhe zu verweiſen , und es koſtet ſie kaum ein Opfer,liberalen Konzeſſionen zuzuſtimmen , von denen ſie ſo gut wie wir wiſſen , daßdieſelben — mit oder ohne Block — in den nächſten Jahren oder Monaten ohne⸗dies kommen , weil ſie einmal auf dem Marſche ſind und nicht mehr aufgehaltenwerden können . ( Sehr gut ! links . ) Die rechte Hälfte des Blocks vertritt alſo dieSatten . ( Sehr gut ! links . ) Wie ſteht dagegen der Liberalismus , der Fortſchrittim Block da ? “ ( Zuruf aus der Mitte : Die Hungrigen ! —Heiterkeit . ) ( 63. Sitzungvom 2. Dezember 1907 . S. 1963 . )

Herr von Payer beſtätigte , daß die Linke den „politiſchHungrigen “ darſtelle ; er ſagte zwar dem Blocke die fernere Unter⸗
ſtützung zu ; „ aber — wollen wir hinzufügen — unter der ſelbſt⸗
verſtändlichen Vorausſetzung , daß wir für die Einſchränkung in der
Ausübung unſerer naturgemäßen Taktik entſchädigt werden
dadurch , daß über das hinaus , was uns an liberalen Forderungenin der nächſten Zeit überhaupt nicht vorenthalten werden kann , uns
noch Konzeſſionen in der politiſchen Richtung gemacht
werden , die zu vertreten wir uns zur Aufgabe geſtellt
haben . “ ( 63. Sitzung vom 2. Dezember 1907 S . 1963 ) . Ja Herr
von Payer ſchloß ſeine Rede mit dem Satze : „ Wenn es der Herr
Reichskanzler mit dem Block gut meint , dann muß er ihn erheblichweiter nach links ſteuern als bisher “. ( S. 1965 . ) Das iſt nun freilich
gar nicht eingetreten ; wohl aber ſtanden die „politiſch Hungrigen “ am
Ende der Seſſion erheblich mehr rechts . Die politiſchen Konzeſſionen , die
man Anfang Dezember 1907 gefordert hatte , erſchienen nicht ; wohlaber erklärte derſelbe Herr von Payer in der zweiten Lefung des
Vereinsgeſetzes :

„ Wir haben nicht die Abſicht , dieſen Entwurf in letzter Stunde deshalbſcheitern zu laſſen , weil er keine vollkommene Schöpfung iſt , und weil er , wie wir
nicht verkennen , auch eine Reihe von Fehlern enthält . Wir haben nicht dieAbſicht,deshalb unſere Organiſation , was unausbleiblich wäre , auseinanderfallen zu laſſen .Wir wollen auf der Bahn weitergehen , auf der wir uns bisher bewegt haben ,und deshalb wollen wir den verbüͤndeten Regierungen weder einen Grund nocheinen Vorwand geben , uns auszuſchalten mit der Begründung , daßman uns , weil in uns ſelbſt nicht einig und zu gemeinſamer Tätigkeit nicht ent⸗
ſchloſſen , zurückſtellen und auf die Seite ſchieben müſſe zugunſten anderer ,
8 zur Mitwirkung entſchloſſen ſind . “ ( 140. Sitzung vom 4. April 1908 .

4659 . )

Statt der erhofften liberalen Konzeſſionen findet man jetzt ein
Nachgeben nach rechts , an die „politiſch Satten “ . Die Aufgabe
der Prinzipien aber wurde von demſelben Redner in folgender Weiſe
zu rechtfertigen geſucht :

„ Jeder von uns , der im politiſchen Leben praktiſch tätig iſt ,
weiß , daß bei jedem von Zeit zu Zeit die Stunde wiederkommt , in
der er ſich ſagen muß , daß die mechaniſche oder , ſagen Sie meinet⸗
halben : die rein logiſche Durchführung eines beſtimmten Programm⸗
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ſatzes bis ins kleinſte Detail und bis in die allerletzte Konſequenz

hinein zu Erſcheinungen und Reſultaten führen muß, die einfach un⸗

erträglich ſind . Man kommt auf dieſem Wege hier und da an einem

Punkte an , wo man ſich ſagen muß , daß man der Sache , der man

dient , und der man nützen will , nur ſchadet , wenn man zu einſeitig

iſt . “ ( 140 . Sitzung vom 4. April 1908 S . 4659 . )

Nur dieſer vollſtändige Frontwechſel der Linksliberalen hat

es ermöglicht , daß Reichsvereinsgeſetz und Börſengeſetz angenommen

worden ſind .

Wenn alſo zu Beginn der Seſſion die Ausſichten des Blocks

nicht ſehr günſtige waren , ſo ſind ſie in der Generaldebatte zum Etat

recht erheblich verſchlechtert worden . Die Nationalliberalen

gaben den erſten Anſtoß dazu , indem ihr Redner die Forderung nach

direkten Neichsſteuern ſtark betonte , auch die Fälle Gädke und Lieb⸗

knecht nicht nach dem Geſchmack der Konſervativen behandelte ; das

rief zuerſt den preußiſchen Finanzminiſter von Rheinbaben zu einer

ſehr temperamentvollen Rede auf den Plan ; er polemiſierte mit auf⸗

fallender Schärfe gegen den Abg . Baſſermann und die von dieſem

gewünſchte Reichsvermögensſteuer , auch gegen die von den National⸗

liberalen geforderte Wehrſteuer ; er bezeichnete die Nationalliberalen

indirekt als „Schrittmacher der Sozialdemokratie “. Noch ſchärfer ging

am 3. Dezember 1907 der konſervative Abg . Kreth vor , indem er

gegen den Abg . Baſſermann polemiſierte ; nun kam der freiſinnige
Adg . Gothein zu Wort , der die Ausführungen ſeines Blockbruders
als die „ Rede eines Detailreiſenden in politiſchen Korinthen “ be⸗

zeichnete ( 64. Sitzung vom 3. Dez. 1907 S . 1998 ) ; er ging auch

ſonſt nicht ſanft mit den Konſervativen um und meinte weiter in

bezug auf das Vereinsgeſetz :

„Dieſes Sprachenverbot iſt für uns nicht annehmbar , und

beſteht der Herr Reichskanzler auf dieſer Polenpolitik im Reiche , ſo

hat er ſelbſt den Keil in den Block getrieben . Wir wollen dieſe

Politik nicht mitmachen aus dem einfachen Grunde , weil wir über⸗

zeugt ſind, daß ſie nichts ſchafft als eine maßloſe Verbitterung und

ein zweites Irland in unſerem deutſchen Vaterlande . “ ( 64. Sitzung
vom 3. Dezember 1907 S . 1991 ) .

Dem Reichskanzler aber hielt er entgegen :

„ Ich kann nur ſagen , der Herr Reichskanzler , der ja die Manen

Uhlands heraufbeſchworen hat , der dieſen großen Dichter und warm⸗

herzigen Politiker uns hier vorgeführt hat , er ſollte ihn doch etwas

eifriger ſtudieren. Wenn Uhland heute unter uns ſäße , er würde

von der bisherigen Blockpolitik , wie ſie von ſeiten der Regierung ge⸗

0 50 695 55 5 7 5 das er in einem ſeiner Gedichte

prochen hat: „ Das Wappeniſt die Schnecke , ildhalter iſt

der Krebs . “ ( S. 2007 . )
Ame S



Der Konflikt wuchs ſo immer mehr ; der nationalliberale Abg .
Dr . Paaſche brachte nun die Differenzen auf den Höhepunkt , indem
er die Angriffe auf den Abg . Baſſermann ſcharf abwehrte und dann
die Offiziersaffäre in Potsdam hereinzog mit der Mitteilung , daß der
Kriegsminiſter nicht genügend unterrichtet geweſen ſei und nun ſeiner⸗
ſeits ſenſationelle Mitteilungen machte . Der Kriegsminiſter fehlte
während dieſes Angriffes .

In dieſer verworrenen Situation griff Fürſt Bülow ein und
kündigte eine Reichskanzlerkriſis an ; am 4. Dezember 1907
fuhr er im Reichstage vor und ſtellte ſein Entlaſſungsgeſuch in
Ausſicht , falls die Blockparteien unter ſich nicht mehr Einigkeit
hielten und auch Angriffe auf die Regierung nicht unterlaſſen würden .
Kaum hatte Kriegsminiſter von Einem im Reichstage auf die An⸗
griffe des Abg . Dr . Paaſche geantwortet , als — nach halbſtündiger
Dauer der Sitzung — ein Antrag der Blockparteien auf ſofortige
Vertagung einlief . Dieſer Antrag wurde gar nicht begründet , wes⸗
halb u. a. der Abg . Dr . Spahn nach den Gründen der Vertagung
fragte . Nun erwiderte der Abg . Dr . Wiemer :

„ Zu Beginn der Sitzung ſind den Mitgliedern des Hauſes , die den Antrag
unterzeichnet haben , mir allerdings erſt ſpäter , Mitteilungen zugegangen über
wichtige politiſche Vorgänge . ( Große Unruhe . ) Darüber wird Ihnen ja auch nochKenntnis zugehen . Es iſt das Recht jedes Mitgliedes , eine Vertagung zu be⸗
antragen . “ ( 65. Sitzung vom 4. Dezember 1908 . S. 2028 . )

Im ſchärfſten Gegenſatz zu dieſer Mitteilung ſtand die Be⸗
merkung des Abg . Baſſermann :

„ Im übrigen , meine Herren , iſt von einer Geheimniskrämerei garkeine Rede . Die Sache liegt einfach ſo : Meine politiſchen Freunde und außermeinen Fraktionsgenoſſen alle diejenigen , die den Vertagungsantrag mit unter⸗
ſchrieben haben , erachten den gegenwärtigen Moment und die Erklärung des
Herrn Kriegsminiſters für ſo bedeutungsvoll , daß wir wünſchen , daß zunächſt die
weitere Beratung ausgeſetzt wird , vor allem auch aus dem Geſichtspunkte , dender Herr Abgeordnete Bebel hervorgehoben hat , weil wir den Wortlaut der Er⸗
klärung haben und in der Fraktion beſprechen wollen . “ ( S. 2028 . )

Abg. Gröber ſtellte ſofort dieſen Widerſpruch feſt ; von anderer
Seite wurde mit Recht von einer „ Kamarilla des Parlaments “ ge⸗
ſprochen und betont : „ In loyaler Weiſe iſt bisher im Parlament
für dieſe Dinge der Seniorenkonvent in Anſpruch genommen worden
und nicht ein Privatkonvent des Fürſten Bülow . “ ( S. 2029 . )
Mit 169 Stimmen des Blocks gegen 134 Stimmen wurde die
Vertagung beſchloſſen. An demſelben Abende noch einigte man ſich
in den verſchiedenen Fraktionen des Blocks , dem Reichskanzler eine
Vertrauenskundgebung zu erteilen . Am 5. Dezember 1907 fand dann
im Reichstage der „Widerſpenſtigen Zähmung “ ſtatt , durch welche
jeder Oppoſition in der Mehrheit das Rückgrat gebrochen wurde .
Der Reichskanzler hatte es verſtanden , ſich durch einen kühnen Schachzug
zum Herrn der Situation zu machen . Bei der Wichtigkeit des geſamten
Vorfalls geben wir ihn nach dem ſtenographiſchen Bericht wieder :
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v. Normann , Abgeordneter ( konſervativ ) : Meine Herren , in bezug auf 5

die geſtern Abend in der Preſſe erſchienenen Artikel über unſere innerpolitiſche K1

habe ich im Namen meiner politiſchen Freunde folgende Erklärung ab⸗

zugeben .5
Wir haben durch unſere Redner im Laufe der Etatsberatung erklären laſſen ,

daß wir entſchloſſen ſind , die Blockpolitik des Reichskanzlers , inſoweit es ſich ( 0
mit unſeren Grundſätzen verträgt , aufrichtig und ehrlich mitzumachen .
Wir ſind auch ferner gewillt , in dieſem Sinne innerhalb der aus den Wahlen f

hervorgegangenen Mehrheit zu arbeiten , und erklären , daß ſich in unſerer ver⸗ bt
trauensvollen Stellung zu der Politik des Herrn Reichskanzlers und in unſerem N

Verhältnis zum Block nichts geändert hat . ( Bravo ! rechts und links . ) 00
Ich bin weiter ermächtigt , zu erklären , daß ſich die Fraktionen der Reichs⸗

partei , der Wirtſchaftlichen Vereinigung und der Reformpartei voll unſerem Stand⸗ 0

punkte anſchließen . ( Lebhaftes Bravo rechts und links . ) f0

Präſident : Der Herr Abgeordnete Baſſermann hat das Wort . ſih
Baſſermann , Abgeordneter ( nationalliberal ) : Meine Herren , im Auftrage 8l

meiner politiſchen Freunde habe ich folgende Erklärung abzugeben . ü

Wir erkennen in dem Zuſammenwirken der konſervativen und liberalen N

Fraktionen nach wie vor eine politiſche Notwendigkeit . Wir vertrauen , daß der U

Herr Reichskanzler dieſe durch die Reichstagsauflöſung vom 13. Dezember 1906 00
eingeleitete und bei den Neuwahlen durch das Volk als richtig befundene Politik

im nationalen Intereſſe weiterführen wird ( Bravo ! links ; ſtürmiſche Zurufe bei

ſut
und in der Mitte ) , und ſind bereit , ihn darin zu unter⸗

U

Ich habe dieſer Erklärung noch beizufügen : auf die Erörterungen zwiſchen J1
dem Herrn Kriegsminiſter und meinem Freunde Paaſche komme ich nicht zurück. 6
Herr Paaſche wird das in ſeinen Händen befindliche Material zur Verfügung des

Herrn Kriegsminiſters ſtellen Wie Herr Dr. Paaſche geſtern ſchon ausgeführt
hat , hat derſelbe nicht beabſichtigt , dem Herrn Kriegsminiſter perſönlich zu nahe 100

zu treten . (Heiterkeit in der Mitte . ) Dieſe Erklärung zu wiederholen bin ich be⸗

auftragt , unter Hinzufügung , daß wir unbeſchadet ſachlicher Kritik in einzelnen rl
Fällen in langjährigem Zuſammenwirken mit dem Herrn Kriegsminiſter volles 90

Vertrauen zu ſeiner Perſon wie zu ſeiner Verwaltung gewonnen haben . ( Bravo ! eil.

rechts und links . Heiterkeit in der Mitte und bei den Sozialdemokraten . ) gen
Präſident : Der Herr Abgeordnete Dr. Wiemer hat das Wort . ibn
Dr . Wiemer , Abgeordneter (Freiſinnige Volkspartei ) : Für die linksliberale uas

Fraktionsgemeinſchaft , der die Freiſinnige Volkspartei , die Freiſinnige Vereinigung fet
und die Deutſche Volkspartei angehören , habe ich zu erklären , daß wir einmütig fl

gewillt ſind, getreu unſerer bisherigen , aus fachlichen Gründen beobachteten 1
Haltung die Blockpolitit weiter zu unterſtützen ( lebhafter Beifall links), unter Weit
Wahrung unſerer politiſchen Grundſätze ( anhaltendes Gelächter bei den 15

4 der —unter Wahrung unſerer politiſchen Grund⸗ in
— es La ; 5 10

Gloce des Pedlibenten )
chen bei den Sozialdemokraten und in der Mitte . — füh

Präſident : Ich bitte um Ruhe .
Dr. Wiemer , Abgeordneter : — — in dem Beſtreben, d Mit⸗ lb

wirkung Fortſchritte in der Richtung un
Uben in

a0

Beſten des Vaterlandes . Gebhafter Vaall fute 70
ant ü 5

Präſident : Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gröber ( Zuruf des
Abgeordneten Bebel : Ich bitte ums Wort zur Geſchäftsordnun 0 — J b ˖
dem Gröber das Wort gegeben .

4 f

Gröber , Abgeordneter ( Zentrum ) : Meine Herren , auf di 0
Erklärun 1 „ ie voraufgegangenen

9991
dem Herrn Reichskanzler möchte ich eine l

Und der Hans küßt die Grete , und ' s iſt alles wi 0
5 es wieder gut. 0

Stürmiſche Heiterkeit . ) Unter dieſen Umſtänden der Liebenden Unterhallung zu 90



ſtören betrachte ich nicht als unſere Aufgabe . Ich verzichte deshalb auf dasWort . ( Stürmiſche Heiterkeit und Beifall . )
( 66. Sitzung vom 5. Dezember 1908 . S. 2033 u. 2034. )

Alsbald beantragte der Block Schluß der Generaldebatte zum
Etat , nachdem dieſe „Rütlizene “ vorüber war . Der Reichskanzler
hatte ſein Vertrauensvotum ; die Kanzlerkriſis war erledigt . Seither
hat auch keine der Blockparteien mehr einen Angriff auf die
Regierung unternommen , ſelbſt nach der Abſage auf die Reform des
Landtagswahlrechts nicht . So wurde der Boden für die beiden
Kompromiſſe beim Vereinsgeſetz und Börſengeſetz vorbereitet , die dann
auch Ende März zuſtande kamen . Das Nähere über dieſelben findetſich ſpäter bei den einzelnen Abſchnitten . Durch dieſe Kompromiſſe iſt der
Block mehr befeſtigt als früher , ſo daß auch am 8. April 1908 der
reichsparteiliche Abg . Fürſt zu Hatzfeldt der Hoffnung Ausdruck ver⸗
leihen konnte : „ Nachdem es aber gelungen iſt , auf dieſem Gebiete
poſitive Arbeit zu ſchaffen , wachſen die Chancen dafür , daß auch auf
anderen Gebieten Poſitives geſchafft werden wird , und es gewinnt
an Boden , daß im nächſten Winter —vielleicht ſogar mit einer noch
viel größeren Majorität — ein unendlich wichtigeres Geſetz glücklich
zuwege gebracht werden wird . “ ( 143 . Sitzung vom 8. April 1908
S . 4800 . ) Nur ſo verſtohlen kamen noch ab und zu die liberalen
Wünſche zum Ausdruck , z. B . vom Abg. von Payer am 22 . Januar
1908 :

„ Der Herr Reichskanzler hat einen böſen Tag gehabt , als er die unglückliche
Erklärung in ihrem unglücklichen Wortlaut im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ab⸗
gegeben hat . Gewiß hat der Herr Reichskanzler niemandem einen Wechſel aufein liberales preußiſches Wahlrecht ausgeſtellt ; aber er hat durch ſeine all⸗
gemeinen Erklärungen über ſeine Stellung gegenüber liberalen Forderungen
überhaupt jedenfalls das bewirkt , daß die Leute wenigſtens das erwartet haben ,was auch ohne jede Erklärung ſeinerſeits ganz einfach im normalen Gange einer
jeden fortſchrittlichen Entwicklung in Preußen ohnedies nicht mehr länger hätteausbleiben können , nämlich die Konzedierung der geheimen Abſtimmung . Daßer auch das der Bevölkerung vorenthalten will , war ein Fehler , der in den
weiteſten Kreiſen , ſoweit ich die Dinge verfolgen kann , das , was er an Vertrauen
in der letzten Zeit gewonnen hat , vielfach direkt ins Gegenteil verkehrt hat , das
können wir uns allerdings nicht verhehlen , daß unſer Intereſſe an der Fort⸗
führung dieſer Politik ein recht kleines geworden iſt . Die längſt
gebotene Klärung der Lage iſt nun durch die viel beſprochene Erklärung des
Herrn Reichskanzlers endlich eingetreten . Wir unſererſeits werden das , was wiraus dieſer Erklärung gelernt haben , künftig bei jeder einzelnen Entſcheidung mit
in die Wagſchale zu legen haben . “

86 . Sitzung vom 22. Januar 1908 . S. 2655 . )
Doch gar raſch iſt auch dieſer Fauſtſchlag in das Geſicht der

freiſinnigen Wahlrechtsforderung vergeſſen worden ; man ſöhnte ſich
beim intimen Diner wieder aus . Am 24 . März 1908 fand zwar
auch der Abg. Naumann noch, daß der „ 10 . Januar rückſichtslos
geweſen ſei und von Vertrauen darum ſehr wenig entſtehen konnte . “
( 430 . Sitzung vom 24 . März 1908 S . 4274 . ) Aber es waren nur
Worte und die Taten lauteten andersS . Wenn auch ein freiſinniger
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Abgeordneter meinte , ſchrieb oder telegraphierte : „Heraus aus dem

Block ! “ ſo blieb man nicht nur drin, ſondern zeigte ſeit der Kanzler⸗
kriſis eine Nachgiebigkeit, die auf politiſche Knochenerweichung ſchließen
läßt ; und das links und rechts , wie allein folgende Gegenüber⸗

ſtellung zeigt :

Erſte Leſung in der Kommiſſion .

Vereinsgeſetz : Freiſinn , Zentrum und Sozialdemokraten,
teilweiſe auch die Nationalliberalen , bemühen ſich um ein freiheitliches
Geſetz und lehnen alle konſervativen Anträge ab .

Börſengeſetz : Rechte und Zentrum wollen die Schutz⸗
beſtimmungen des alten Geſetzes von 1896 aufrechterhalten und ſie

noch erhöhen ; alle freiſinnigen Anträge werden abgelehnt .

Zweite Beratung in der Kommiſſion :

Vereinsgeſetz : Die konſervativen Anträge werden von den

Liberalen angenommen , das Geſetz wird erheblich verſchlechtert , zwei

Ausnahmegeſetze werden angenommen .

Börſengeſetz : Die Konſervativen geben die Beſchlüſſe der

erſten Leſung bis auf untergeordnete Punkte preis ; die liberalen An⸗

träge werden von ihnen angenommen .

Beratung im Plenum : An den zwiſchen beiden Teilen

abgeſchloſſenen Kompromiſſen wird unbedingt feſtgehalten .

§ 3. Die Stellung des Sentrums .

Die Mandatsſtärke des Zentrums iſt dieſelbe geblieben wie im

Vorjahr : 105 ; der Abg . Burlage ſchied aus infolge ſeiner Be⸗

förderung zum Reichsgerichtsrat ; an ſeine Stelle trat der Abg . Graf
von Galen . Abg . Dasbach ſtarb an einem ſehr ſchmerzhaften
Leiden ; ſein Mandat erhielt Erbprinz Alois von Löwenſtein ;
damit hat die Fraktion die Träger von zwei Namen mit gutem Klang
in der Zentrumspartei erhalten .

Das Zentrum arbeitete in dem verfloſſenen Seſſionsabſchnitt in

ruhiger und ſachlicher Weiſe mit ; die Politik der Verärgerung und

des Trotzes kannte es nicht . Jede Vorlage wurde nur auf ihren
ſachlichen Inhalt geprüft ; ſtimmte dieſer mit den Grundſätzen der

Zentrumspartei überein , ſo nahm das Zentrum dieſelbe an ( . B.

Flottenvorlage ) , nahm der Entwurf eine Geſtalt an , die den Anſichten
des Zentrums widerſprach , ſo lehnte es denſelben ab (z. H. Herab⸗
ſetzung der Zuckerſteuer , Börſengeſetz , Vereinsgeſetz ) . Die größte
Genugtuung aber wurde dem Zentrum bereitet auf dem Gebiete der

Kolonialpolitik, ſo daß der Abg . Erzberger am 19 . März 1908

ausführen konnte :



„ Warum aber , frage ich, nun dieſe , doch für den Fernerſtehenden etwas
überraſchende Uebereinſtimmung zwiſchen den Darlegungen der Zentrumsfraktion
und dem Programm , das der Herr Staatsſekretär in der Budgetkommiſſion wie
hier im hohen Hauſe vertreten hat ? Das kann man gewiß nicht darauf zurück⸗
führen , als ob etwa die Zentrumspartei nun ihre politiſchen Anſichten auf dem
Gebiete der Kolonialpolitik geändert hätte . Wir ſind die Alten geblieben ; man
kann alſo dieſe Uebereinſtimmung in vielen Punkten lediglich auf den Umſtand
zurückführen , daß der Herr Staatsſekretär ſich in manchen Punkten unſere An⸗
ſchauung zu eigen gemacht hat . ( Sehr richtig ! rechts . ) — Der Herr KollegeDr . Arend ruft : ſehr richtig . Ich freue mich ja , wenn Sie das beſtätigen . “

( 126. Sitzung vom 19. März 1908 . S. 4093 . )

Das Zentrum ſoll angeblich ausgeſchaltet ſein ; Tatſache iſt
nur , daß es an den geheimen Abmachungen der Blockparteien und
an den intimen Diners beim Fürſten Bülow nicht teilnimmt .

Seine Stellung gegenüber dem Reichskanzler iſt dieſelbe ge⸗
blieben , auch nach dem erfolgloſen Beſuch des Fürſten Bülow im
Vatikan ; kein Zentrumsabgeordneter , der nicht im Vorſtande des
Parlamentes ſitzt , hat beim Reichskanzler ſeine Karte abgegeben .
Aber das angeblich ausgeſchaltete Zentrum hat doch manche Erfolge
errungen ; ſo ſind ſeine ſämtlichen ſozialpolitiſchen Anträge angenommen
worden , es hat auch an allen Geſetzen eifrig mitgearbeitet , und wie
wir ſehen werden , manches erreicht . Selbſt auf die Geſtaltung der

Blockgeſetze hat es recht erheblich eingewirkt , ſo daß in bezug auf das
Vereinsgeſetz der Abg . Gröber am 8. April 1908 konſtatieren konnte :

Der Kleinarbeit der Kommiſſionsberatungen iſt es — was wir gern an⸗
erkennen — in einzelnen Fällen gelungen , Erleichterungen gegenüber der
Regierungsvorlage durchzuſetzen . Die Freiſinnigen rühmen ſich dieſer Fortſchritte
der Kommiſſionsbeſchlüſſe und der mit ihnen wörtlich übereinſtimmenden Plenar⸗
beſchlüſſe zweiter Leſung . Möge es mir geſtattet ſein , daran zu erinnern , daß
alle dieſe , leider nicht genügenden Fortſchritte in einzelnen Fragen auf Beſchlüſſen
der Kommiſſion in erſter Leſung beruhen und dem Zuſammenſtimmen von Frei⸗
ſinn , Zentrum , Polen und Sozialdemokraten zu danken ſind . ( Lebhafte Zu⸗
ſtimmung in der Mitte . ) Dieſe Fortſchritte in Einzelfragen mußten gegenüber
den rechts ſtehenden Parteien erkämpft werden , und ſie konnten nur in der
Zuſammenarbeit mit dem angeblich ausgeſchalteten Zentrum er⸗
kämpft werden . ( 143. Sitzung vom 8. April 1908 . S. 4789 . )

Was aber den Schutz der Landwirtſchaft und des Mittelſtandes
beim Börſengeſetz betrifft , konnte der Abg . Herold am 7. April
1908 feſtſtellen :

„ Aber wenn jetzt dieſes Geſetz in dieſer Form zuſtande kommt , dann möchte
ich doch betonen , daß Sie auf der Rechten ohne das Zentrum das
Geſetz ſo , wie es iſt , nicht erreicht hätten ; daß , wenn auch das Zentrum
in der zweiten Leſung nicht poſitiv mitgewirkt hat , es nur dem Zentrum zu
verdanken iſt , wenn das Geſetz noch ſo gut oder nicht noch ſchlechter
geworden iſt , als es uns jetzt vorliegt ( ſehr richtig ! in der Mitte ) , daß
Sie überhaupt auf wirtſchaftlichem Gebiete nie etwas erreichen
können , wenn die Zentrumspartei nicht vorhanden wäre . ( Sehr
richtig ! in der Mitte . ) Und wenn beim Vereinsgeſetz das Zentrum dahin gewirkt
hat , daß das Geſetz noch ſo liberal geworden iſt , wie es geſtaltet iſt , daß die
Rechte und Regierung in Rückſicht auf die Zentrumspartei mehr nachgeben mußte ,
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ſo liegt es hier umgekehri ; ＋ Zentrum hat wieder ganz weſentlichen Ein⸗
0 eſetzes .

8l 155 vom 7. April 1908 . S. 4775 . )

Dieſe poſitive Arbeit des Zentrums kommt manchem ſeiner

Gegner ungeiegen ; dieſe hätten eine blinde Oppoſition lieber geſehen .
Das Zentrum verfolgt auch heute nur dieſelbe Politik, die es jeder⸗

zeit vertreten kann , wenn es wieder an verantwortlicher Stelle mit⸗

arbeiten wird . Es kennt aber auch die Kunſt des Wartens , wie es

ſich ſchon im Kulturkampf gezeigt hat ; nichts wäre dem Zentrum
unangenehmer , als wenn es zu früh zur Mehrheitsbildung wieder 7
gerufen würde . Erſt muß der ganze konfeſſionelle Haß der letzten
Wahlbewegung abgeflaut ſein , erſt muß der geſamte Paarungs⸗
gedanke Schiffbruch gelitten haben , dann erſt iſt ſeine Zeit gekommen ,
um eine ſtaatserhaltende , chriſtliche , volkstümliche und gerechte Politik
zu unterſtützen . 1

el
Halt
ül
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